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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Wins Nr. 11. nere 


— 


(Nr. 7965.) Geſetz, betreffend die Ablöſung der Reallaſten im Gebiete des Regierungsbezirks 
Wiesbaden und in den zum Regierungsbezirke Kaſſel gehörigen vormals 
Großherzoglich Heſſiſchen Gebietstheilen. Vom 15. Februar 1872. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ut. 


gen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was 
olgt: | 


Shen‘. 

Im Gebiete des Regierungsbezirks Wiesbaden und in den zum Regierungs- 
bezirke Kaſſel gehörigen vormals Großherzoglich Heſſiſchen Gebietstheilen findet 
die Ablöſung der auf eigenthümlich beſeſſenen Grundſtücken oder Gerechtigkeiten 
jur Zeit noch haftenden beftändigen Abgaben und Leiſtungen (Grund- oder Real⸗ 
laften) nach den Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes ſtatt. 

Den Beſtimmungen deſſelben unterliegen auch diejenigen Leiſtungen, welche 
auf bereits abgelöſten, dem Fiskus een Realberechtigungen gehaftet 
haben und für welche der Fiskus auf Grund des Schlußſatzes des $. 18. des 
Naſſauiſchen 1 1 vom 24. Dezember 1848., die Ablöſung der Zehnten be⸗ 
treffend, und des Artikels 2. des Großherzoglich Heſſiſchen Geſetzes vom 27. Juni 
1836., die Ablöfung der Grundrenten betreffend, noch verhaftet und verpflichtet 
geblieben iſt. 8. 2 


Die Auseinanderſetzung erfolgt ſowohl auf den Antrag des Berechtigten 
als des Verpflichteten und erſtreckt ſich auf alle ihre gegenſeitigen nach dieſem 
Geſetze ablösbaren Berechtigungen und Verpflichtungen. 

„ Gemeinſchaftliche Beſitzer eines berechtigten oder verpflichteten Grundſtücks 
können nur gemeinschaftlich die Auseinanderſeßung beantragen, die nach den An⸗ 
theilen zu berechnende edlen dieſer Beſitzer muß ſich dem wegen der Aus⸗ 
einanderſetzung gefaßten Beſchluſſe der Mehrheit unterwerfen. 

* Die Ablösbarkeit ift ohne Rückſicht auf frühere Willenserklärungen, Ver⸗ 
— 5 oder Judikate nach den Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes zu 
eurtheilen. 

Die Zurücknahme einer angebrachten Provokation iſt unzuläffig. 
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$. 3. 

Ausgeſchloſſen von der Anwendung dieſes Geſetzes bleiben die öffentlichen 
Laſten mit Einſchluß der Gemeindelaſten, Gemeindeabgaben und Gemeindedienſte, 
ſowie der auf eine Entwäſſerungs⸗ oder ähnliche Sozietät ſich beziehenden Laſten, 
die . Waſſerlauf⸗ und Waſſerfallzinſen, die im Titel I. des Geſetzes 
vom 17. März 1868. (Geſetz⸗Samml. für 1868. S. 249.) für ablösbar erklärten 
gewerblichen Berechtigungen, die der Ablöſung nach $. 15. der Verordnung vom 
13. Mai 1867. (Geſetz⸗Samml. S. 716.) und nach $. 13. der Gemeinheits⸗ 
theilungs⸗Ordnung vom 5. April 1869. (Geſetz»Samml. S. 526.) unterliegenden 
feſten Holzabgaben, ſowie ſämmtliche Holzabgaben an Kirchen, Pfarren, Küſtereien 
und Schulen, desgleichen alle einſeitigen oder wechſelſeitigen Grundgerechtigkeiten 
(Servituten). 84 


Behufs der Ablöſung der gegenſeitigen Berechtigungen und Verpflichtungen 
iſt zunächſt der jährliche Geldwerth der Leiſtungen und Gegenleiſtungen zu er⸗ 
mitteln, wobei in Ermangelung einer anderweiten Vereinbarung der Betheiligten 
die Beſtimmungen der § . 5. bis 10. zu beobachten find. 


§. 5. 

Abgaben in Getreide, welches einen allgemeinen Marktpreis hat, ſind nach 
denjenigen Preiſen zu berechnen, welche ſich aus dem Durchſchnitte der Frucht- 
verſteigerungen ergeben, die in den letzten 24 Jahren vor Anbringung der Pro- 
vokation bei den Rezepturen (Rentämtern, Rechneiamte) des betreffenden Bezirkes 
ſtattgefunden haben, wenn die zwei theuerſten und die zwei wohlfeilſten von dieſen 
Jahren außer Anſatz bleiben. Dieſe Durchſchnittspreiſe werden alljährlich durch 
das Amtsblatt bekannt gemacht. 9 6 N 


Der Werth von Abgaben in Getreide, welches keinen allgemeinen Markt⸗ 
preis hat, oder welches in einer beſonderen Qualität zu liefern iſt, oder deſſen 
Durchſchnittspreis ($. 5.) nicht zu ermitteln iſt, ſowie von allen ſonſtigen Natural⸗ 
abgaben und Leiſtungen wird nach ſachverſtändigem Ermeſſen unter möglichſter 
Berückſichtigung der örtlichen Preiſe in den letzten 20 Jahren vor Erlaß dieſes 
Geſetzes veranſchlagt. f 

In Anſehung ſolcher Gegenſtände, deren Güte eine verſchiedene fein kann, 
it wenn darüber nicht urkundlich etwas Anderes beſtimmt worden, bei der 
5 Gen fe davon auszugehen, daß die Abgabe in der mittleren Güte zu ent 
richten ſei. 

Bei allen denjenigen Abgaben und Leiſtungen, welche ſich nach dem Be⸗ 
dürfniſſe des Berechtigten richten, iſt der durchſchnittliche Jahresbetrag der Ab⸗ 
gaben und Leiſtungen nach dem zur Zeit der Ablöſung beſtehenden Bedarfe des 
Berechtigten ſachverſtändig zu ermeſſen. 


N 
Bei Zehnten und anderen in Quoten des jeweiligen Naturalertrages be⸗ 
ſtehenden Abgaben iſt der Betrag an Naturalfrüchten, welche der en 9 
urch⸗ 


— —_ 


Durchſchnitte der Jahre beziehen kann, nach dem Zuſtande und der Wirthſchafts⸗ 

art der 5 — Grundſtücke zur Zeit der Ablöſung ſachverſtändig zu bemeſſen. 
ieh Beim Getreide iſt dieſer Ertrag in Körnern und in Stroh beſonders feft- 

zuſetzen. 

ber z 55 nn der Naturalfrüchte beſtimmt ſich nach den Vorſchriften 
er $$. 5. und 6. 

Von dem Rohertrage werden die Koſten in Abzug gebracht, welche der 
Berechtigte aufwenden muß, um den Reinertrag zu erhalten. 

Den Sachverſtändigen bleibt überlaſſen zu beurtheilen, inwieweit die vor⸗ 
zulegenden Zehnt- und ähnlichen Regiſter, Grundſteuerkataſter, ſowie andere nach 
ihrem Ermeſſen einzuziehende Nachrichten ohne Vermeſſung und Bonitirung für 
die von ihnen vorzunehmenden Feſtſtellungen ausreichend ſind. 

$. 8. 

Feſte jährliche Geldabgaben werden nach ihrem Jahresbetrage in Rech⸗ 
nung geſtellt. 92 

Iſt eine feſte Geldabgabe nicht alljährlich, ſondern nach Ablauf einer be⸗ 
ſtimmten Anzahl von Jahren zu entrichten, ſo wird ihr Betrag durch die Zahl 
195 Jahre getheilt und der Quotient ſtellt alsdann den Jahreswerth der Ab- 
gabe dar. 

Sind die Geldabgaben ihrem Betrage nach nicht feſtſtehend oder nicht 
innerhalb beſtimmter Friſen wiederkehrend, fo iſt der durchſchnittliche Jahresertrag 
derſelben ſachverſtändig zu bemeſſen. 

9. 

Die Gegenleiſtungen, welche dem Berechtigten gegenüber dem Verpflich- 
teten obliegen, werden, ſoweit ſie nach dem gegenwärtigen Geſetze ablösbar ſind, 
nach den Vorſchriften der $$. 5. bis 9. ebenfalls auf eine Jährlichkeit gebracht 
und wird deren Werth von dem Jahreswerth der Leiſtungen abgerechnet. 

Ergiebt ſich dabei ein Ueberſchuß für den Verpflichteten, ſo iſt dieſer dafür 
ebenſo zu entſchädigen, wie der Berechtigte für den Mehrwerth der Leiſtungen 
abzufinden ſein würde. Eine Ausnahme hiervon findet nur ſtatt, wenn dem 
Berechtigten aus einem beſonderen Rechtsgrunde die Befugniß zuſteht, wider den 
Willen des Verpflichteten auf die Leiſtung zu verzichten und ſich dadurch von den 
Gegenleiſtungen zu befreien. 5. 10 


Bei der Auseinanderſetzung nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes findet 
weder eine Ermäßigung der Abfindung wegen der den pflichtigen Grundſtücken 
auferlegten oder aufzuerlegenden Grundſteuer, noch auch eine Umſchreibung der 
von den berechtigten Grundſtücken für die abgelöſten Reallaſten zu entrichtenden 
Steuern auf die verpflichteten Grundſtücke ſtatt. N 

Dagegen haben im Gebiete des vormaligen ge ogthums Naſſau die 
Realberechtigten die nach Vorſchrift der 8. 16. ff. des Naſſauiſchen Steueredikts 
vom 10/14. Februar 1809. von dem Inhaber des verpflichteten Gutes für die 
Reallaſten mit Vorbehalt des Rückgriffs bezahlten Grundſteuern dem Letzteren 
in demſelben Termine wie bisher bis zum 1. Januar 1875. zu erſtatten. 
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K. 11. 


Der in Gemäßheit der $$. 5. bis 10. ermittelte Jahreswerth der abzu⸗ 
löſenden Leiſtungen, oder des Ueberſchuſſes derſelben über die Gegenleiſtungen 
oder umgekehrt, bildet die Ablöſungsrente, welche der dazu Verpflichtete durch 
Baarzahlung ihres zwanzigfachen Betrages zu tilgen befugt iſt. 

Der Rentepflichtige iſt befugt, das Kapital in vier auf einander folgenden 
einjährigen Terminen, von dem Ablauf einer halbjährigen Kündigungsfriſt an 
gerechnet, zu gleichen Theilen abzutragen. Doch iſt der Berechtigte nur ſolche 
Theilzahlungen anzunehmen verbunden, die mindeſtens Einhundert Thaler betragen. 
Der jedesmalige Rückſtand ift mit fünf Prozent jährlich zu verzinfen. 


$. 12. 


Stehen dem Berechtigten mehrere Verpflichtete mit ſolidariſcher Haftbarkeit 
für die demſelben zu gewährenden Leiſtungen gegenüber, und es hat bereits eine 
Vertheilung der Leiſtungen mit Einwilligung des Berechtigten ſtattgefunden, ſo 
iſt letztere auch für die Auseinanderſetzung nach dieſem Geſetze in der Art maß⸗ 
3 daß mit der Ausführung derſelben die ſolidariſche Haftbarkeit der Ab⸗ 
öſenden aufhört. 

It eine ſolche Vertheilung noch nicht erfolgt, fo iſt der Berechtigte ge 
halten, ſich eine Vertheilung der nach $. 11. ermittelten Rente nach Verhältniß 
5 u er einzelnen pflichtigen Grundſtücke bei Aufhebung der Solidarhaft 
gefallen zu laſſen. 

Er iſt jedoch alsdann zu fordern berechtigt, daß diejenigen Rentebeträge, 
welche die Geſammtſumme von zwei Thalern für einen Verpflichteten nicht 
erreichen, durch Baarzahlung des zwanzigfachen Betrages Seitens des Verpflich- 
teten abgelöſt werden. 

Das Nämliche gilt bei den nach der Auseinanderſetzung eintretenden Zer⸗ 
ſtückelungen rentepflichtiger Grundſtücke. 


§. 13. 


Bei erblicher Ueberlaſſung eines Grundſtücks iſt fortan nur die Uebertragung 
des vollen Eigenthums zuläſſig. 

Mit Ausnahme feſter Geldrenten dürfen Reallaſten einem Grundſtücke von 
jetzt ab nicht auferlegt werden. 

Neu auferlegte feſte Geldrenten iſt der Verpflichtete nach vorgängiger 
ſechsmonatlicher Kündigung mit dem zwanzigfachen Betrage abzulöfen berechtigt, 
ſofern nicht vertragsmäßig etwas Anderes beſtimmt wird. Es kann jedoch auch 
vertragsmäßig die Kündigung nur während eines beſtimmten Zeitraums, welcher 
dreißig Jahre nicht überſteigen darf, ler und ein höherer Ablöſungs⸗ 
betrag als der fünfundzwanzigfache der Rente nicht ſtipulirt werden. Vertrags⸗ 
mäßige den Vorſchriften dieſes Paragraphen zuwiderlaufende Beſtimmungen nd 
wirkungslos, unbeſchadet der Rechtsverbindlichkeit des ſonſtigen Inhalts eines 
ſolchen Vertrages. a 

$. 14, 


$. 14. 


Die Kündigung von Kapitalien, welche einem Grundſtücke oder einer Ge⸗ 
rechtigkeit auferlegt werden, kann künftig nur während eines beſtimmten Zeitraums, 
welcher dreißig Jahre nicht überſteigen darf, ausgeſchloſſen werden. 

Kapitalien, welche einem Grundſtücke oder einer Gerechtigkeit auferlegt 
find und bisher Seitens des Schuldners unkündbar waren, können von jetzt ab, 
ſobald dreißig Jahre feit der Verkündung dieſes Geſetzes verfloſſen ſind, mit einer 
ſechsmonatlichen Friſt Seitens des Schuldners gekündigt werden. 

Dieſe Beſtimmungen finden auf Kreditinſtitute keine Anwendung. 


6. 15. 


Der Termin zur Ausführung der Auseinanderſetzung nach Maßgabe der 
Vorſchriften dieſes Geſetzes wird, wenn die Intereffenten ſich über denſelben nicht 
vereinigen, durch die Auseinanderſetzungsbehörde beſtimmt. f 


$. 16. 


Mit dem Ausführungstermin der Auseinanderſetzung ($. 15.) tritt an die 
Stelle der aufgehobenen Berechtigungen das Recht auf die dafür feſtgeſtellte 
Rente oder Kapitalabfindung. Dieſem Rechte ſteht ein geſetzliches Vorzugsrecht 
Biden alle anderen an das verpflichtete Grundſtück geltend zu machenden Privat⸗ 
orderungen zu. 

Der Eintrag dieſes Rechts in die betreffenden öffentlichen Bücher erfolgt 
auf Grund der gegenwärtigen Beſtimmungen. 8 

Die Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten und der Juſtiz 
werden ermächtigt, mit Rückſicht auf die verſchiedenen Hypothekenverfaſſungen 
er einzelnen Landestheile den Behörden die näheren Anweiſungen zu ertheilen, 
welche zur Sicherung der Rechte der Renten- und Kapitalsempfänger und deren 
Realberechtigten erforderlich ſind. f 

Im Konkurſe findet bezüglich der fälligen Renten ein Anſpruch auf vor⸗ 
zugsweiſe Befriedigung nur inſoweit ſtatt, als ein ſolcher den aus dem abgelöſten 
Rechte ſtammenden fälligen Forderungen bisher zugeſtanden hat. 


$. 17. 


Die Koſten der Auseinanderſetzung, ausſchließlich der Prozeßkoſten, find 
zur einen Hälfte vom Berechtigten, zur anderen von dem Verpflichteten zu 
tragen. Mehrere Berechtigte oder mehrere Verpflichtete haben zu den auf ſie 
treffenden Koſten nach Verhältniß des Werths der abgelöſten Reallaſten und 
Gegenleiſtung beizutragen. 1 

$. 18. 


„Die Ausführung dieſes Geſetzes für die zum Regierungsbezirke Wiesbaden 
gehörigen Landestheile, mit Ausnahme des Kreiſes Biedenkopf, wird der Regie⸗ 
ug in Wiesbaden als Auseinanderſetzungsbehörde und dem dortigen Spruch⸗ 
ollegium für landwirthſchaftliche Angelegenheiten übertragen. 3 

(Nr, 7965.) n 
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In Anſehung der Rechte dritter Perſonen, ſowie des ganzen Auseinander⸗ 
ſetzungsverfahrens und Koſtenweſens finden dabei dieſelben Vorſchriften Anwen⸗ 
dung, welche in dieſen Beziehungen bei Ablöſungen in dem Oſtrheiniſchen Theile 
des Regierungsbezirks Coblenz gelten. 


6. 19. 


In dem Kreiſe Biedenkopf und dem Amte Vöhl liegt die Ausführung 
dieſes Geſetzes der Generalkommiſſion in Kaſſel ob. 

Dabei finden in Anſehung der Rechte dritter Perſonen, ſowie des ganzen 
Auseinanderſetzungsverfahrens und Koſtenweſens dieſelben Vorſchriften Anwen⸗ 
bung welche in diefen Beziehungen bei Ablöſungen in der Provinz Weſtphalen 
gelten. 


$. 20. 


In Streitigkeiten über Theilnehmungsrechte und deren Umfang, ſowie 
überhaupt wegen ſolcher Rechtsverhältniſſe, welche, abgeſehen von den Beſtim⸗ 
mungen dieſes Geſetzes, Gegenſtand eines Prozeſſes im ordentlichen Rechtswege 
hätten werden können, hat in letzter Inſtanz das Ober⸗Appellationsgericht in 
Berlin zu entſcheiden. Dabei kommen die für dieſes Gericht geltenden Beſtim⸗ 
mungen uͤber die Rechtsmittel und die dafür beſtehenden Prozeßvorſchriften zur 
Anwendung. ö 

$. 21. 

Alle bisherigen Vorſchriften über Gegenſtände, worüber das gegenwärtige 
Geſetz Beſtimmungen enthält, werden, inſoweit ſie mit demſelben unvereinbar 
find, außer Kraft geſetzt. 

Die auf Grund ſolcher Vorſchriften oder ſonſt rechtsverbindlich erfolgten 
Feſtſetzungen über die Art und Höhe der Entſchädigung und über das Koſten⸗ 
beitragsverhältniß bleiben in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 15. Februar 1872. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Gr. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. Falk. f 
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Fr. 7966.) Geſetz, betreffend die Erweiterung der Provinzialverbände der Provinz Sachſen 
und der Rheinprovinz. Vom 24. Februar 1872. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen v. 


. mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was 
0 gt: 


6. 1. 


Der im $. 1. des Geſetzes vom 27. März 1824. (Geſetz⸗Samml. S. 70.) 
feſtgeſtellte ſtändiſche Verband der Provinz Sachſen wird auf die durch das Geſetz 
vom 24. Dezember 1866. (Geſetz⸗Samml. S. 876.) mit der Preußiſchen Monarchie 
vereinigte vormals Bayeriſche Enklave Kaulsdorf und der im F. 1. des Geſetzes 
dom 27. März 1824. (Geſetz- Samml. S. 101.) feftgeftellte ſtändiſche Verband 
der Rheinprovinz auf den durch das Geſetz vom 24. Dezember 1866. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 876.) mit der Preußiſchen Monarchie vereinigten vormals Hefjen- 
Homburgiſchen Oberamtsbezirk, jetzigen Kreis Meiſenheim, ausgedehnt. 


K. 2. 


Der Erlaß der zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Beſtimmun⸗ 
gen erfolgt im Wege Königlicher Verordnung. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. | 


Gegeben Berlin, den 24. Februar 1872, 


(J. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Gr. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Camphauſen. Falk. 


(Nr, 7966-7967.) (Nr. 7967.) 


1 


(Nr. 7967.) Verordnung, betreffend die Ausführung des Geſetzes wegen Erweiterung der 
Provinzialverbände der Provinz Sachſen und der Rheinprovinz. Vom 
24. Februar 1872. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2. 


verordnen, auf Grund des F. 2. des Geſetzes vom heutigen Tage, betreffend die 
N der Provinzialverbände der Provinz Sachſen und der Rheinprovinz, 
was folgt: f 


Artikel 1. 


Behufs Theilnahme an der Wahl eines Abgeordneten zum Sächſiſchen 
Provinziallandtage, ſowie der Stellvertreter deſſelben tritt die Enklave Kaulsdorf 
dem nach Artikel 2. C. 1. d. der Verordnung vom 17. Mai 1827., betreffend 
die nach dem Geſetze vom 27. März 1824. wegen Anordnung der Provinzial 
ſtände in der Provinz Sachſen vorbehaltenen Beſtimmungen (Geſetz⸗ Samml. 
S. 47.), für die Landgemeinden der Kreiſe Naumburg, Zeitz und Ziegenrück 
beſtehenden Wahlbezirke hinzu. 

Artikel 2. 


Die Gemeinden des Kreiſes Meiſenheim mit Einſchluß der Stadt Meifen- 
heim erhalten ihre Vertretung auf dem Provinziallandtage der Rheinprovinz im 
Stande der Landgemeinden und werden Behufs Theilnahme an der Wahl eines 
Abgeordneten und deſſen Stellvertreters mit dem durch Meinen Erlaß vom 
2 5 1865. gebildeten fünften Wahlbezirke des Regierungsbezirks Coblenz 
(Kreuznach, Simmern) vereinigt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 24. Februar 1872. 


(I. S.) Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. 


Rebigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


